
DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/1684 DER KOMMISSION 

vom 8. November 2018 

zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Hebelmechaniken mit 
Ursprung in der Volksrepublik China im Anschluss an eine Überprüfung wegen des 
bevorstehenden Außerkrafttretens der Maßnahmen nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EU) 

2016/1036 des Europäischen Parlaments und des Rates 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2016/1036 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 über den 
Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Union gehörenden Ländern (1) (im Folgenden 
„Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 11 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. VERFAHREN 

1.1. Frühere Untersuchungen und geltende Maßnahmen 

(1)  Mit seiner Verordnung (EG) Nr. 1136/2006 (2) führte der Rat einen Antidumpingzoll auf die Einfuhren von 
Hebelmechaniken (im Folgenden „HM“) mit Ursprung in der Volksrepublik China (im Folgenden „VR China“) ein 
(im Folgenden „ursprüngliche Maßnahmen“). Die Untersuchung, die zur Einführung der ursprünglichen 
Maßnahmen führte, wird nachstehend als „Ausgangsuntersuchung“ bezeichnet. 

(2)  Mit seiner Durchführungsverordnung (EU) Nr. 796/2012 (3) führte der Rat im Anschluss an eine Überprüfung 
wegen des bevorstehenden Außerkrafttretens der Maßnahmen nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1225/2009 (4) die endgültigen Antidumpingmaßnahmen gegenüber Einfuhren von HM mit Ursprung in der 
VR China wieder ein (im Folgenden „vorausgegangene Auslaufüberprüfung“). 

1.2. Antrag auf Auslaufüberprüfung 

(3)  Nach Veröffentlichung einer Bekanntmachung des bevorstehenden Außerkrafttretens der Maßnahmen (5) ging bei 
der Kommission ein Überprüfungsantrag gemäß Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung ein. 

(4)  Der Überprüfungsantrag wurde am 30. Mai 2017 vom Verband der Hersteller von Hebelmechaniken (im 
Folgenden „Antragsteller“) im Namen von drei Unionsherstellern eingereicht, auf die rund 95 % der 
Gesamtproduktion von HM in der Union entfallen. Der Überprüfungsantrag wurde damit begründet, dass beim 
Außerkrafttreten der Maßnahmen mit einem Anhalten des Dumpings und einem erneuten Auftreten der 
Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union zu rechnen sei. 

1.3. Einleitung 

(5)  Die Kommission gelangte nach Anhörung des mit Artikel 15 Absatz 1 der Grundverordnung eingerichteten 
Ausschusses zu dem Schluss, dass genügend Nachweise für die Einleitung einer Auslaufüberprüfung vorlagen; 
daher leitete sie am 1. September 2017 im Wege einer im Amtsblatt der Europäischen Union (6) veröffentlichten 
Bekanntmachung (im Folgenden „Einleitungsbekanntmachung“) eine Auslaufüberprüfung nach Artikel 11 
Absatz 2 der Grundverordnung ein. 

1.4. Untersuchungszeitraum der Überprüfung und Bezugszeitraum 

(6)  Die Untersuchung bezüglich des Anhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings bezog sich auf den Zeitraum 
vom 1. Juli 2016 bis zum 30. Juni 2017 (im Folgenden „Untersuchungszeitraum der Überprüfung“). Die 
Untersuchung der Entwicklungen, die für die Beurteilung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten 
Auftretens der Schädigung relevant sind, betraf den Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis zum Ende des 
Untersuchungszeitraums der Überprüfung (im Folgenden „Bezugszeitraum“). 
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(1) ABl. L 176 vom 30.6.2016, S. 21. 
(2) Verordnung (EG) Nr. 1136/2006 des Rates vom 24. Juli 2006 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls und zur endgültigen 

Vereinnahmung des vorläufigen Zolls auf die Einfuhren von Hebelmechaniken mit Ursprung in der Volksrepublik China (ABl. L 205 vom 
27.7.2006, S. 1). 

(3) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 796/2012 des Rates vom 30. August 2012 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf 
die Einfuhren von Hebelmechaniken mit Ursprung in der Volksrepublik China im Anschluss an eine Auslaufüberprüfung nach 
Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 (ABl. L 238 vom 4.9.2012, S. 5). 

(4) Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 30. November 2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur 
Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern (ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 51). 

(5) Bekanntmachung des bevorstehenden Außerkrafttretens bestimmter Antidumpingmaßnahmen (ABl. C 466 vom 14.12.2016, S. 20). 
(6) Bekanntmachung der Einleitung einer Überprüfung wegen des bevorstehenden Außerkrafttretens der Antidumpingmaßnahmen 

gegenüber den Einfuhren von Hebelmechaniken mit Ursprung in der Volksrepublik China (ABl. C 290 vom 1.9.2017, S. 3). 



1.5. Interessierte Parteien 

(7)  In der Einleitungsbekanntmachung forderte die Kommission alle interessierten Parteien auf, an der Untersuchung 
mitzuarbeiten. Zudem unterrichtete die Kommission den Antragsteller, die anderen ihr bekannten Unionsherstel­
ler, die ausführenden Hersteller in der VR China, die bekanntermaßen betroffenen Einführer/Verwender sowie die 
Behörden der VR China offiziell über die Einleitung der Auslaufüberprüfung. 

(8) Alle interessierten Parteien erhielten Gelegenheit, Stellung zu nehmen und innerhalb der in der Einleitungsbe­
kanntmachung gesetzten Fristen Informationen und sachdienliche Nachweise vorzulegen. Den interessierten 
Parteien wurde auch Gelegenheit gegeben, einen schriftlichen Antrag auf eine Anhörung durch die 
untersuchenden Kommissionsdienststellen und/oder den Anhörungsbeauftragten für Handelsverfahren zu stellen. 

1.5.1. Stichprobe 

(9)  In der Einleitungsbekanntmachung wies die Kommission darauf hin, dass sie möglicherweise nach Artikel 17 der 
Grundverordnung eine Stichprobe der interessierten Parteien bilden werde. 

1.5.1.1. St i chprob e  au sführende r  Herste l ler  in  d er  VR China  

(10) Angesichts der offensichtlich großen Zahl ausführender Hersteller in der VR China war in der Einleitungsbe­
kanntmachung die Bildung einer Stichprobe in Erwägung gezogen worden. 

(11)  Um über die Notwendigkeit einer Stichprobe entscheiden und gegebenenfalls eine Stichprobe bilden zu können, 
bat die Kommission alle ihr bekannten ausführenden Hersteller in der VR China um Vorlage der in der 
Einleitungsbekanntmachung genannten Informationen. Die angeforderten Informationen umfassten die 
Produktionsmenge und -kapazität. Ferner ersuchte die Kommission die Vertretung der VR China bei der 
Europäischen Union, gegebenenfalls andere ausführende Hersteller zu ermitteln und/oder zu kontaktieren, die an 
einer Mitarbeit an der Untersuchung interessiert sein könnten. 

(12)  Weder die 33 kontaktierten chinesischen Ausführer/Hersteller noch ein anderer chinesischer Ausführer/Hersteller 
meldeten sich oder übermittelten die angeforderten Informationen. 

1.5.1.2. St ichpro be  der  Unio nsherste l ler  

(13) In der Einleitungsbekanntmachung teilte die Kommission mit, dass sie eine vorläufige Stichprobe der Unionsher­
steller gebildet hatte. Die Stichprobe wurde nach Artikel 17 der Grundverordnung auf der Grundlage der 
Verkaufsmenge der gleichartigen Ware gebildet. Die Stichprobe umfasste drei Unionshersteller. Auf die Unionsher­
steller in der Stichprobe entfielen über 75 % der geschätzten Gesamtproduktion des Wirtschaftszweigs der Union 
und mehr als 75 % der Gesamtmenge der Verkäufe des Wirtschaftszweigs der Union an unabhängige Abnehmer 
in der Union im Untersuchungszeitraum der Überprüfung. Die Kommission forderte die interessierten Parteien 
auf, zur vorläufigen Stichprobe Stellung zu nehmen. Es gingen keine Stellungnahmen ein, sodass die vorläufige 
Stichprobe bestätigt wurde. Die Stichprobe wurde als repräsentativ für den Wirtschaftszweig der Union 
angesehen. 

1.5.1.3. St ichprobe  der  u nabh ängigen E inführer  

(14)  Um über die Notwendigkeit einer Stichprobe entscheiden und gegebenenfalls eine Stichprobe bilden zu können, 
bat die Kommission alle unabhängigen Einführer um ihre Mitarbeit an der Untersuchung. Diese Parteien wurden 
gebeten, sich zu melden, indem sie der Kommission Informationen über ihre Unternehmen gemäß Anhang II der 
Einleitungsbekanntmachung vorlegen. 

(15)  Zudem wurden 26 im Überprüfungsantrag genannte Einführer während der Einleitungsphase durch die 
Kommission kontaktiert und gebeten, ihre Geschäftstätigkeit zu beschreiben und Anhang II der Einleitungsbe­
kanntmachung auszufüllen. 

(16)  Keiner der Einführer meldete sich bei der Kommission. 

1.5.2. Fragebogen 

(17)  Die Kommission übermittelte Fragebogen an die drei Unionshersteller in der Stichprobe und an drei im 
Überprüfungsantrag genannte Verwender. 

(18)  Auch an 38 Hersteller in potenziellen Drittländern mit Marktwirtschaft, nämlich Kambodscha, Indien, Iran, Japan, 
der Schweiz, Thailand und der Ukraine, wurden Fragebogen gesandt. Keiner der Hersteller in einem potenziellen 
Vergleichsland übermittelte der Kommission einen vollständig ausgefüllten Fragebogen. 
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(19)  Die drei in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller übermittelten einen ausgefüllten Fragebogen. Von den 
Verwendern übermittelte keiner einen ausgefüllten Fragebogen. 

(20)  Wie in Erwägungsgrund 12 dargelegt, arbeitete keiner der chinesischen ausführenden Hersteller mit und keiner 
übermittelte einen ausgefüllten Fragebogen. 

1.5.3. Kontrollbesuche 

(21)  Die Kommission holte alle Informationen ein, die sie zur Ermittlung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder 
erneuten Auftretens von Dumping und Schädigung sowie zur Ermittlung des Unionsinteresses benötigte, und 
überprüfte sie. Bei den folgenden Unternehmen wurden Kontrollbesuche durchgeführt: 

Unionshersteller 

—  IML, Offanengo, Italien; 

—  NIKO, d.o.o., Železniki, Slowenien; 

—  INTERKOV spol. s.r.o., Benešov nad Ploučnici, Tschechische Republik. 

2. ÜBERPRÜFTE WARE UND GLEICHARTIGE WARE 

2.1. Überprüfte Ware 

(22)  Bei der überprüften Ware handelt es sich um die gleiche Ware wie in der Ausgangsuntersuchung: HM, die in der 
Regel zur Ablage von losen Blättern und anderen Unterlagen in Ordnern verwendet werden. Diese HM bestehen 
normalerweise aus zwei kräftigen Metallbogen, die auf einer Platte befestigt sind, auf der sich mindestens ein 
Öffnungsmechanismus befindet, der das Einfügen von Blättern und anderen Unterlagen ermöglicht, und haben 
ihren Ursprung in der VR China (im Folgenden „überprüfte Ware“) und werden derzeit unter dem KN-Code 
ex 8305 10 00 (TARIC-Code 8305 10 00 50) eingereiht. 

2.2. Gleichartige Ware 

(23)  Es wird davon ausgegangen, dass die in der VR China hergestellte und in die Union ausgeführte überprüfte Ware 
und die in der Union vom Wirtschaftszweig der Union hergestellte und verkaufte Ware dieselben grundlegenden 
materiellen und chemischen Eigenschaften und dieselben grundlegenden Verwendungen haben. Daher werden 
diese Waren als gleichartig im Sinne des Artikels 1 Absatz 4 der Grundverordnung angesehen. 

3. WAHRSCHEINLICHKEIT EINES ANHALTENS ODER ERNEUTEN AUFTRETENS DES DUMPINGS 

(24)  Nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung prüfte die Kommission, ob im Falle des Außerkrafttretens der 
geltenden Maßnahmen ein Anhalten oder ein erneutes Auftreten des Dumpings aus der VR China wahrscheinlich 
wäre. 

3.1. Vorbemerkungen 

(25)  Wie in den Erwägungsgründen 12 und 20 ausgeführt, arbeitete keiner der chinesischen Ausführer/Hersteller an 
der Untersuchung mit. Die chinesischen Behörden wurden deshalb von der Kommission darüber unterrichtet, 
dass die Kommission angesichts der mangelnden Mitarbeit gegebenenfalls Artikel 18 der Grundverordnung in 
Bezug auf die Feststellungen zur VR China anwenden wird. Die Kommission erhielt von den chinesischen 
Behörden keine diesbezüglichen Stellungnahmen, und der Anhörungsbeauftragte wurde ebenfalls nicht in 
Anspruch genommen. 

(26)  Folglich wurden nach Artikel 18 Absatz 1 der Grundverordnung die Feststellungen zur Wahrscheinlichkeit eines 
Anhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings auf der Grundlage der verfügbaren Informationen getroffen; 
dies waren insbesondere öffentlich zugängliche Informationen (beispielsweise auf Webseiten von Unternehmen), 
Informationen im Überprüfungsantrag sowie Informationen, die von mitarbeitenden Parteien (d. h. dem 
Antragsteller und den in die Stichprobe einbezogenen Unionsherstellern) im Verlauf der Überprüfung 
bereitgestellt wurden. 

3.2. Dumping 

(27)  Für die Ermittlung des Normalwerts war in der Einleitungsbekanntmachung die Heranziehung eines 
Vergleichslandes vorgesehen. Alternativ dazu beabsichtigte die Kommission für den Fall mangelnder Mitarbeit 
eines geeigneten Vergleichslandes, den Normalwert anhand der in der Union tatsächlich gezahlten oder zu 
zahlenden Preise zu ermitteln. Die interessierten Parteien erhielten Gelegenheit, zur Eignung dieser Grundlage zur 
Ermittlung des Normalwerts Stellung zu nehmen. Es gingen keine diesbezüglichen Stellungnahmen ein. 

(28)  Was den Ausfuhrpreis betrifft, so war die Kommission aufgrund der mangelnden Mitarbeit der ausführenden 
Hersteller in der VR China und der unabhängigen Einführer auf dem Unionsmarkt nicht in der Lage, Mengen 
oder Preise der Ausfuhrverkäufe je Geschäftsvorgang zu ermitteln. Die Kommission prüfte daher alternative 
Verfahren zur Ermittlung des Ausfuhrpreises. 
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(29)  Zunächst wurde geprüft, ob zur alternativen Ermittlung der Ausfuhrpreise Eurostat-Daten oder andere statistische 
Daten wie die Daten, die der Kommission durch die Mitgliedstaaten nach Artikel 14 Absatz 6 der 
Grundverordnung (im Folgenden „Datenbank zu Artikel 14 Absatz 6“) mitgeteilt wurden, nach Abgleich mit 
anderen verfügbaren Daten herangezogen werden könnten. Eurostat erwies sich jedoch als ungeeignet, da die 
Einfuhrstatistiken neben der überprüften Ware noch andere Einfuhren umfassten. Ebenso bot die Datenbank zu 
Artikel 14 Absatz 6 keine Möglichkeit, die Ausfuhrpreise mit denen des Wirtschaftszweigs der Union für jeden 
Warentyp getrennt zu vergleichen. Zudem wird für TARIC oder die Datenbank zu Artikel 14 Absatz 6 die Menge 
an HM in Kilogramm erfasst, während sich der Normalwert auf Stückzahlen bezieht. 

(30)  Sodann prüfte die Kommission auch, ob die im Überprüfungsantrag angegebenen Ausfuhrpreise herangezogen 
werden könnten. Es sei daran erinnert, dass diese Methode in der in Erwägungsgrund 2 genannten vorausge­
gangenen Auslaufüberprüfung angewendet wurde und grundsätzlich ebenfalls einen Vergleich für jeden Warentyp 
getrennt ermöglicht. Die im Überprüfungsantrag enthaltenen Rechnungen belegten jedoch die Preise von 
Ausfuhren in andere Drittländer. 

(31)  Folglich konnte keine Dumpingberechnung auf der Grundlage der Preise der Ausfuhren in die Union 
vorgenommen werden, und es war nicht möglich, eine Feststellung zum Vorliegen von Dumping zu treffen. Die 
Untersuchung konzentrierte sich somit auf die Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens des Dumpings. 

3.3. Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens des Dumpings 

(32)  Im Rahmen der Untersuchung der Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens des Dumpings wurden die 
folgenden Aspekte analysiert: das Verhältnis zwischen dem Normalwert und den Preisen der Ausfuhren in 
Drittländer, Produktionskapazität, Produktion und Kapazitätsreserven in der VR China und die Attraktivität des 
Unionsmarkts in Bezug auf Einfuhren aus der VR China. 

3.3.1. Verhältnis zwischen dem Normalwert und den Preisen der Ausfuhren in Drittländer 

(33)  Angesichts der mangelnden Mitarbeit der ausführenden Hersteller in der VR China wurde der Normalwert nach 
Artikel 2 Absatz 7 der Grundverordnung mit den Preisen der Ausfuhren aus der VR China in andere Drittländer 
verglichen. 

3.3.1.1. Gr u ndl age  fü r  d ie  E r m it t l u ng  des  Nor malwer ts  

(34)  Im Einklang mit Artikel 2 Absatz 7 der Grundverordnung musste der Normalwert auf der Grundlage des Preises 
oder des rechnerisch ermittelten Wertes in einem geeigneten Drittland mit Marktwirtschaft (im Folgenden 
„Vergleichsland“) oder auf der Grundlage des Preises der Ausfuhren aus dem Vergleichsland in andere Länder, 
einschließlich der Union, ermittelt werden. Wenn diese Methoden nicht verfügbar sind, kann der Normalwert 
auch auf jeder anderen angemessenen Grundlage ermittelt werden, einschließlich des in der Union für die 
gleichartige Ware tatsächlich gezahlten oder zu zahlenden Preises, der erforderlichenfalls um eine angemessene 
Gewinnspanne gebührend berichtigt wird. 

(35)  Im Überprüfungsantrag des Wirtschaftszweigs der Union wurden mehrere Hersteller in Marktwirtschaftsländern 
außerhalb der Union (Indien, Iran und Thailand) genannt. 

(36)  In der Einleitungsbekanntmachung beabsichtigte die Kommission, Indien, Thailand und den Iran um deren 
Mitarbeit zu ersuchen. In der Einleitungsbekanntmachung hieß es außerdem, dass die Kommission bei 
mangelnder Mitarbeit seitens der Hersteller in Marktwirtschaftsländern außerhalb der Union beabsichtigte, zur 
Ermittlung des Normalwerts auf die in der Union tatsächlich gezahlten oder zu zahlenden Preise zurückzugreifen. 
Die in der Union tatsächlich gezahlten oder zu zahlenden Preise wurden auch in der Ausgangsuntersuchung und 
in der in Erwägungsgrund 2 genannten vorausgegangenen Auslaufuntersuchung als Grundlage für die Ermittlung 
des Normalwerts herangezogen. 

(37)  Wie in Erwägungsgrund 18 dargelegt, nahm die Kommission nach Einleitung der Untersuchung mit den 
Herstellern sowie mit anderen potenziellen Herstellern in anderen Ländern, die anhand öffentlich verfügbarer 
Quellen ermittelt werden konnten, ordnungsgemäß Kontakt auf. 

(38)  Ein iranischer Hersteller von HM bekundete seine Bereitschaft zur Mitarbeit, übermittelte jedoch nur einen 
teilweise ausgefüllten Fragebogen. Trotz Nachfragen der Kommission übermittelte dieser Hersteller keine weiteren 
Informationen. Die von diesem Hersteller bereitgestellten Angaben waren weitgehend unvollständig und/oder 
inkonsistent und konnten daher nicht als Grundlage für die Berechnung des Normalwerts herangezogen werden. 

(39)  Keiner der anderen von der Kommission kontaktierten Hersteller aus einem anderen potenziellen Vergleichsland 
arbeitete bei der Untersuchung mit. 

(40)  Unter diesen Umständen hatte die Kommission keine andere Wahl, als die in der Union tatsächlich gezahlten oder 
zu zahlenden Preise als Grundlage für die Ermittlung des Normalwerts heranzuziehen. 

(41)  Keine interessierte Partei nahm zur Eignung dieser Grundlage für die Ermittlung des Normalwerts Stellung. 
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3.3.1.2. No r ma lwer t  

(42)  Nach Artikel 2 Absatz 7 der Grundverordnung und wie in den Erwägungsgründen 34 bis 41 erläutert wird, 
wurde der Normalwert anhand des in der Union tatsächlich gezahlten oder zu zahlenden Preises für die 
gleichartige Ware, die den Untersuchungsergebnissen zufolge im normalen Handelsverkehr verkauft wurde, 
ermittelt. 

(43)  Als Normalwert wurde folglich der gewogene durchschnittliche Inlandsverkaufspreis ermittelt, den die in die 
Stichprobe einbezogenen Unionshersteller unabhängigen Abnehmern in Rechnung stellten. 

(44)  Zunächst wurde geprüft, ob die Inlandsverkäufe der gleichartigen Ware an unabhängige Abnehmer der in die 
Stichprobe einbezogenen Unionshersteller repräsentativ im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 der Grundverordnung 
waren, d. h., ob sie mindestens 5 % des gesamten Verkaufsvolumens der in die Union ausgeführten betroffenen 
Ware ausmachten. Da die ausführenden Hersteller in der VR China nicht mitarbeiteten, mussten Angaben zum 
Gesamtvolumen der Ausfuhrverkäufe in die Union auf der Grundlage der verfügbaren Informationen ermittelt 
werden. Wie in Erwägungsgrund 29 dargelegt, wurden Eurostat-Daten und andere Statistiken für ungeeignet 
befunden, um eine Feststellung zum Anhalten des Dumpings zu treffen. Sie können jedoch als Anhaltspunkt für 
die Höhe der Einfuhren der betroffenen Ware in die Union dienen. Auf dieser Grundlage wurden die 
Inlandsverkäufe der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller im Untersuchungszeitraum der Überprüfung 
als insgesamt hinreichend repräsentativ angesehen, wobei der Vertraulichkeit der Daten, wie in 
Erwägungsgrund 63 erläutert, Rechnung getragen wurde. Aufgrund der mangelnden Mitarbeit der Ausführer in 
der VR China war es nicht möglich, die Repräsentativität für jeden Warentyp getrennt zu analysieren. 

(45)  Anschließend prüfte die Kommission, ob die Inlandsverkäufe eines jeden in die Stichprobe einbezogenen 
Unionsherstellers als Geschäfte im normalen Handelsverkehr angesehen werden konnten, d. h., ob jeder in die 
Stichprobe einbezogene Unionshersteller durchschnittliche Verkaufspreise in Höhe der durchschnittlichen 
Produktionskosten oder darüber erzielte, die Verkäufe also gewinnbringend waren. 

(46)  Somit wurde festgestellt, dass die Verkäufe der Unionshersteller im Durchschnitt gewinnbringend waren, und der 
Normalwert wurde dementsprechend auf der Grundlage der gewogenen durchschnittlichen Verkaufspreise 
sämtlicher HM-Verkäufe der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller während des Untersuchungs­
zeitraums der Überprüfung ermittelt. 

3.3.1.3. Au sfuhr pre i s  

(47)  Da keiner der ausführenden Hersteller mitarbeitete, betrachtete die Kommission die im Überprüfungsantrag 
enthaltenen Angaben zu den Preisen der Ausfuhren aus der VR China in Drittländer als die angemessenste 
Grundlage für die Berechnung des Ausfuhrpreises der betroffenen Ware in der Union. 

3.3.1.4. Ve rgl e ich  

(48)  Der gewogene durchschnittliche Normalwert und der gewogene durchschnittliche Ausfuhrpreis wurden auf der 
Stufe ab Werk miteinander verglichen. Diesbezüglich wurden anhand der im Überprüfungsantrag enthaltenen 
Angaben Berichtigungen des Normalwerts und des Verkaufspreises um Unterschiede bei den Inlandstransport- 
und Seefrachtkosten nach Artikel 2 Absatz 10 Buchstabe e der Grundverordnung vorgenommen. Dieser Vergleich 
ergab, dass der Preis der Ausfuhren in Drittländer im Überprüfungsantrag zwischen 22,1 % und 32,2 % unter 
dem Normalwert lag. Dies lässt darauf schließen, dass die Preise der Ausfuhren in die Union im Falle einer 
Aufhebung der Antidumpingmaßnahmen sehr wahrscheinlich gedumpt wären. 

3.4. Einfuhrentwicklung im Falle einer Aufhebung der Antidumpingmaßnahmen 

3.4.1. Produktionskapazität und Kapazitätsreserven in der VR China 

(49)  Da keiner der ausführenden Hersteller mitarbeitete, stützen sich die folgenden Schlussfolgerungen hauptsächlich 
auf die im Überprüfungsantrag und die im Laufe der Untersuchung vom Wirtschaftszweig der Union bereitge­
stellten Angaben, die nach Möglichkeit mit öffentlich zugänglichen Datenquellen abgeglichen wurden. 

(50)  Auf dieser Grundlage wurde festgestellt, dass die in der VR China vorhandene Produktionskapazität für HM 
schätzungsweise in einem Bereich von 600 Mio. bis 850 Mio. Stück liegt, was mit den Schätzungen der 
Produktionskapazität in der vorausgegangenen Auslaufüberprüfung (1) (600 Mio. bis 700 Mio. Stück) mehr oder 
weniger übereinstimmt. 

(51)  Zudem lässt sich die Produktionskapazität für HM in der VR China, wie in der vorausgegangenen 
Auslaufüberprüfung (2) bereits festgestellt, angesichts des Herstellungsverfahrens in der VR China, bei dem 
hauptsächlich Arbeitskräfte eine Rolle spielen, mit nur geringfügigen Investitionen in die Ausrüstung ohne 
Weiteres erhöhen, zum Beispiel durch die Beschäftigung zusätzlicher Arbeitskräfte. 
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(52)  Damit ist die Produktionskapazität in der VR China etwa 240 % bis 340 % höher als der Unionsverbrauch im 
Untersuchungszeitraum der Überprüfung und liegt deutlich über der Unionsproduktion im gleichen Zeitraum. 

(53)  Im Überprüfungsantrag wurde die HM-Produktion in der VR China auf etwa 350 Mio. Stück geschätzt und daher 
bei der konservativen Schätzung der Kapazitätsreserven ein Überschuss von 260 Mio. Stück ermittelt. Diese 
Kapazitätsreserven entsprechen ungefähr dem gesamten Unionsverbrauch im Untersuchungszeitraum der 
Überprüfung. 

(54)  Davon ausgehend ist der Schluss zulässig, dass die VR China über erhebliche Kapazitätsreserven verfügt. Wie in 
den Erwägungsgründen 49 bis 53 erläutert, besteht eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass diese Kapazitätsreserven 
im Falle einer Aufhebung der Antidumpingmaßnahmen auf den Unionsmarkt gelenkt würden. 

3.4.2. Attraktivität des Unionsmarkts 

(55)  Trotz des sinkenden Verbrauchs an HM auf dem Unionsmarkt ist die Nachfrage nach HM in der Union nach wie 
vor beträchtlich und entspricht einem Anteil von etwa 45 % des Weltmarkts. Der Unionsmarkt ist weiterhin der 
größte Markt der Welt für HM. 

(56)  Es gibt nur wenige andere Märkte, in denen HM verwendet werden. Diese Märkte sind zudem wesentlich kleiner 
als der Unionsmarkt und könnten daher die große Überkapazität der VR China nicht aufnehmen. Darüber hinaus 
geht aus den verfügbaren Informationen hervor, dass der HM-Verbrauch in der VR China sehr gering ist und auch 
kein deutlicher Anstieg erwartet wird. 

(57)  Wie in Erwägungsgrund 48 ausgeführt, zeigt ein Vergleich der Preise der Ausfuhren aus der VR China in 
Drittländer mit den Preisen auf dem Unionsmarkt, dass die geltenden Preise auf dem Unionsmarkt im 
Allgemeinen höher sind. Dies macht den Unionsmarkt für solche Niedrigpreiseinfuhren attraktiver, da mit ihnen 
mehr Gewinn erwirtschaftet werden kann. 

(58)  Daher wurde der Schluss gezogen, dass der Unionsmarkt im Falle einer Aufhebung der Antidumpingmaßnahmen 
ein attraktiver Markt für chinesische Ausfuhren wäre. 

(59)  Angesichts dieser Erwägungen ist es bei einer Aufhebung der Maßnahmen wahrscheinlich, dass die Ausfuhren der 
überprüften Ware aus der VR China in erheblichen Mengen auf den Unionsmarkt gelenkt würden. Wie in den 
Erwägungsgründen 34 bis 48 dargelegt, würden diese Einfuhren aller Wahrscheinlichkeit nach zu gedumpten 
Preisen erfolgen. 

3.4.3. Schlussfolgerung 

(60)  Angesichts der starken Überkapazität in China, der begrenzten Größe des chinesischen Inlandsmarkts und der 
Attraktivität des Unionsmarkts wird der Schluss gezogen, dass die chinesischen Einfuhren der überprüften Ware 
in die Union im Falle eines Auslaufens der Antidumpingmaßnahmen in erheblichem Umfang zunehmen würden. 
Außerdem stellte die Kommission fest, dass diese Einfuhren aller Wahrscheinlichkeit nach zu gedumpten Preisen 
erfolgen würden. Demnach besteht eine hohe Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens des Dumpings. 

4. WAHRSCHEINLICHKEIT EINES ANHALTENS ODER ERNEUTEN AUFTRETENS DER 
SCHÄDIGUNG 

4.1. Definition des Wirtschaftszweigs der Union und Unionsproduktion 

(61)  Im Bezugszeitraum wurden HM in der Union von sechs bekannten Herstellern hergestellt. Drei dieser Hersteller 
werden durch den Antragsteller vertreten. Diese sechs Unionshersteller bilden den „Wirtschaftszweig der Union“ 
im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 und Artikel 5 Absatz 4 der Grundverordnung. Die drei durch den Antragsteller 
vertretenen Unionshersteller wurden wie in den Erwägungsgründen 13 bis 21 dargelegt für die Stichprobe 
ausgewählt. Wie in Erwägungsgrund 13 erläutert, entfallen auf die Stichprobe mehr als 75 % der 
Gesamtproduktion und der Gesamtverkaufsmenge der Union. 

(62)  Einer der nicht in die Stichprobe einbezogenen Hersteller — Mi.me.ca. Srl, Italien — wurde während des 
Untersuchungszeitraums der Überprüfung im Januar 2017 für insolvent erklärt (1). Zwei andere nicht in die 
Stichprobe einbezogene Unionshersteller — EJA International, Niederlande, und Technosteel, Italien — stellten 
nach dem Bezugszeitraum im Jahr 2018 die Produktion von HM ein. 

(63)  Da von den drei in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen zwei miteinander verbunden sind, werden die für 
die Schadensanalyse verwendeten Daten in dieser Verordnung in indexierter Form angegeben, um die 
Vertraulichkeit geschäftssensibler Daten gemäß Artikel 19 der Grundverordnung zu wahren. 

(64) Anhand der Belege im Überprüfungsantrag, der ergänzenden Angaben des Antragstellers und der Fragebogen­
antworten der Unionshersteller in der Stichprobe wurde festgestellt, dass die Gesamtproduktion der Union im 
Untersuchungszeitraum der Überprüfung zwischen 270 Mio. und 330 Mio. Stück lag. 
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(65)  Die Kommission schätzte die Einfuhrmenge der überprüften Ware aus der VR China im Bezugszeitraum auf der 
Grundlage der Daten aus der Datenbank zu Artikel 14 Absatz 6 durch Anwendung eines Umrechnungsfaktors 
auf die Gesamtmengen in Kilogramm. Die Kommission hat diesen Umrechnungsfaktor bereits in der vorausge­
gangenen Auslaufüberprüfung verwendet, um die (in Kilogramm angegebenen) statistischen Daten zu den 
Einfuhren in Stückzahlen umzurechnen, indem bei der Umrechnung das Durchschnittsgewicht des repräsen­
tativsten Warentyps zugrunde gelegt wurde. 

(66)  Der Antragsteller schlug die Anwendung eines anderen Umrechnungsfaktors vor, der leicht unter dem in der 
vorausgegangenen Auslaufüberprüfung verwendeten Faktor lag. Die Kommission lehnte diesen Vorschlag mit der 
Begründung ab, dass kein Nachweis vorgelegt wurde, der darauf hingedeutet hätte, dass sich die Entwicklungen 
bei den Einfuhren und/oder der Unionsverbrauch verändert hätten. Dementsprechend behielt die Kommission den 
in der vorausgegangenen Auslaufüberprüfung verwendeten Umrechnungsfaktor bei. 

4.2. Unionsverbrauch 

(67)  Der Unionsverbrauch wurde aufgrund der Verkaufsmenge des Wirtschaftszweigs der Union im Unionsmarkt 
sowie der Einfuhrmenge aus Drittländern in die Union anhand der Daten ermittelt, die der Kommission durch die 
Mitgliedstaaten für die Datenbank zu Artikel 14 Absatz 6 gemeldet wurden. 

(68) Die Verkaufsmenge des Wirtschaftszweigs der Union auf dem Unionsmarkt wurde anhand von Angaben der Uni­
onshersteller aus der Zeit vor der Verfahrenseinleitung und der überprüften Informationen der Fragebogen­
antworten der drei Unionshersteller in der Stichprobe ermittelt. 

(69)  Wie in Erwägungsgrund 63 dargelegt, können vertrauliche Daten der drei in die Stichprobe einbezogenen 
Unternehmen in den folgenden Tabellen nicht offengelegt werden. Daher wurden bei Bedarf Indizes verwendet, 
um die Entwicklungen während des Bezugszeitraums aufzuzeigen. 

Tabelle 1 

Unionsverbrauch  

2014 2015 2016 UZÜ 

Index (2014 = 100) 100 91 93 89 

Quelle: Angaben der Unionshersteller aus der Zeit vor der Verfahrenseinleitung, Datenbank zu Artikel 14 Absatz 6, überprüfte 
Fragebogenantworten der Unionshersteller.  

(70)  Tabelle 1 zeigt im Bezugszeitraum einen Rückgang des Unionsverbrauchs um 11 % auf, der sich mit der 
fortschreitenden Digitalisierung der Büroarbeit und der elektronischen Dokumentenablage erklären lässt, wodurch 
weniger Akten in Papierform archiviert werden und infolgedessen der Verbrauch der überprüften Ware 
zurückgeht. 

4.3. Einfuhren aus der VR China 

4.3.1. Mengen und Marktanteil der Einfuhren aus der VR China 

(71)  Die Kommission ermittelte die Menge der Einfuhren aus der VR China im Bezugszeitraum, wie in Erwägung 67 
ausgeführt, auf der Grundlage der Daten aus der Datenbank zu Artikel 14 Absatz 6. 

Davon ausgehend entwickelten sich die Einfuhren aus der VR China in die Union und die Marktanteile der VR 
China wie in Tabelle 2 dargestellt: 

Tabelle 2 

Menge der HM-Einfuhren aus der VR China und Marktanteil der VR China  

2014 2015 2016 UZÜ 

Einfuhren aus der VR China, Index (2014 = 100) 100 55 15 0,13 

Marktanteil der Einfuhren aus der VR China am 
Unionsmarkt 5,6 % 3,2 % 0,9 % 0,0 % 

Quelle: Angaben der Unionshersteller aus der Zeit vor der Verfahrenseinleitung, Datenbank zu Artikel 14 Absatz 6, überprüfte 
Fragebogenantworten der Unionshersteller.  
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(72)  Die Menge der HM-Einfuhren aus der VR China im Bezugszeitraum war jedes Jahr stark rückläufig und hat am 
Ende des Untersuchungszeitraums der Überprüfung ein unbedeutendes Niveau erreicht. Im Jahr 2015 gingen die 
HM-Einfuhren aus China um 45 % und im Folgejahr um mehr als 70 % zurück. Schließlich sank im 
Untersuchungszeitraum der Überprüfung die Menge der Einfuhren auf nur wenige tausend Stück. 

(73)  Dementsprechend nahm auch der Marktanteil der VR China über den Bezugszeitraum hinweg deutlich ab. Er 
sank von 5,6 % im Jahr 2014 auf fast 0 % am Ende des Untersuchungszeitraums der Überprüfung. 

4.3.2. Preisentwicklung der Einfuhren aus der VR China und Preisunterbietung 

(74)  Da die chinesischen ausführenden Hersteller nicht mitarbeiteten und alternative Quellen nicht zur Verfügung 
standen, konnte kein genauer Einfuhrpreis ermittelt werden. Dies liegt, wie in Erwägungsgrund 29 erläutert, darin 
begründet, dass die statistischen Daten insofern für ungeeignet befunden wurden, als eine der Quellen auch 
andere Einfuhren als die der betroffenen Ware umfasste und die andere Quelle nicht die Möglichkeit bot, die 
Ausfuhrpreise mit den Preisen des Wirtschaftszweigs der Union für jeden Warentyp getrennt zu vergleichen. 

(75)  Dennoch wird die Auffassung vertreten, dass die in der Datenbank zu Artikel 14 Absatz 6 erfassten Einfuhrpreise 
geeignet waren, um die Gesamtentwicklung der Preise der Einfuhren aus der VR China zu erfassen. Der Trend für 
die Preise der Einfuhren aus der VR China in die Union entwickelte sich wie in Tabelle 3 dargestellt: 

Tabelle 3 

Durchschnittliche Preise der HM-Einfuhren aus der VR China  

2014 2015 2016 UZÜ 

Index (2014 = 100) 100 113 109 157 

Quelle: Datenbank zu Artikel 14 Absatz 6.  

(76)  Wie in Tabelle 3 dargestellt, erhöhten sich die Einfuhrpreise im Jahr 2015 um 13 % und gingen im Jahr 2016 um 
3,5 % zurück. Das Preisniveau stieg während des Untersuchungszeitraums der Überprüfung um 46 % an. Diese 
Gesamtentwicklung sollte jedoch vor dem Hintergrund der sehr kleinen Einfuhrmenge während des 
Untersuchungszeitraums der Überprüfung beurteilt werden und kann infolgedessen nicht als repräsentativ für die 
Preisniveaus im Falle eines Auslaufens der Maßnahmen gelten. 

(77)  Da die chinesischen ausführenden Hersteller nicht mitarbeiteten und alternative Informationsquellen nicht zur 
Verfügung standen, konnte für den Untersuchungszeitraum der Überprüfung keine Preisunterbietungsspanne 
berechnet werden. 

4.4. Einfuhren aus anderen Drittländern als der VR China 

(78)  Die HM-Einfuhren aus anderen Drittländern als der VR China stammten überwiegend aus Indien. Kleine 
Einfuhrmengen kamen auch aus Ägypten, Israel, Japan, Serbien, der Schweiz, Taiwan, der Ukraine und den USA. 

(79)  Die aggregierte Menge der Einfuhren in die Union sowie der Marktanteil und die Preisentwicklungen für HM- 
Einfuhren aus anderen Drittländern sind in Tabelle 4 dargestellt. 

Tabelle 4 

Einfuhren aus anderen Drittländern als der VR China  

2014 2015 2016 UZÜ 

Einfuhrmenge, Index (2014 = 100) 100 121 122 149 

Marktanteil 3,8 % 5,0 % 5,0 % 6,3 % 

Durchschnittspreis, Index (2014 = 100) 100 140 165 148 

Quelle: Angaben der Unionshersteller aus der Zeit vor der Verfahrenseinleitung, Datenbank zu Artikel 14 Absatz 6, überprüfte 
Fragebogenantworten der Unionshersteller.  

(80)  Insgesamt nahm die Menge der Einfuhren aus Drittländern im Bezugszeitraum mit einem Anstieg um 49 % 
beträchtlich zu. 
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(81)  Da der Gesamtverbrauch in der Union im Bezugszeitraum zurückging, schlug sich diese Zunahme in einer 
Erhöhung des Marktanteils über diesen Zeitraum von 3,8 % im Jahr 2014 auf 6,3 % im Untersuchungszeitraum 
der Überprüfung nieder. 

(82)  Wie in Erwägungsgrund 29 dargelegt, eigneten sich die verfügbaren statistischen Daten nicht dazu, die Preise der 
Ausfuhren in die Union zu ermitteln. Daher konnten ebenso wie für die HM-Einfuhren aus der VR China auch für 
Einfuhren aus anderen Drittländern lediglich Einfuhrpreisentwicklungen ermittelt werden. Während des 
Bezugszeitraums stieg der Durchschnittspreis der aus anderen Drittländern eingeführten Ware kontinuierlich an. 
Der stärkste Anstieg ereignete sich im Jahr 2015 mit Preiserhöhungen um 40 %. Im Jahr 2016 erhöhten sich die 
Preise weiter um 17,5 %, während sie im Untersuchungszeitraum der Überprüfung wieder um 10,3 % 
zurückgingen. Insgesamt stiegen die Preise im Bezugszeitraum um 48 %. 

4.5. Wirtschaftslage des Wirtschaftszweigs der Union 

4.5.1. Allgemeine Anmerkungen 

(83)  Gemäß Artikel 3 Absatz 5 der Grundverordnung prüfte die Kommission alle relevanten Wirtschaftsfaktoren und 
-indizes, die die Lage des Wirtschaftszweigs der Union im Bezugszeitraum beeinflussten. 

(84) Bei der Ermittlung der Schädigung unterschied die Kommission zwischen makroökonomischen und mikroöko­
nomischen Schadensindikatoren. Die Kommission bewertete die makroökonomischen Indikatoren des gesamten 
Wirtschaftszweigs der Union anhand der Daten, die der Antragsteller eingereicht hatte, und glich diese mit aus 
der Zeit vor der Verfahrenseinleitung von einer Reihe von Unionsherstellern vorgelegten Informationen und den 
überprüften Fragebogenantworten der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller ab. Die mikroöko­
nomischen Indikatoren bewertete die Kommission anhand von Daten in den überprüften Fragebogenantworten 
der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller. Beide Datensätze wurden als repräsentativ für die 
wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der Union angesehen. Es ist anzumerken, dass auf die in die 
Stichprobe einbezogenen Unionshersteller, wie in Erwägungsgrund 61 dargelegt, ein erheblicher Teil der 
Unionsproduktion entfiel. 

(85) Bei den makroökonomischen Indikatoren handelt es sich um: Produktion, Produktionskapazität, Kapazitäts­
auslastung, Verkaufsmenge, Marktanteil, Wachstum, Beschäftigung, Produktivität und Höhe der Dumpingspanne. 

(86)  Bei den mikroökonomischen Indikatoren handelt es sich um: durchschnittliche Stückpreise, durchschnittliche 
Stückkosten, Arbeitskosten, Lagerbestände, Rentabilität, Cashflow, Investitionen, Kapitalrendite und Kapitalbe­
schaffungsmöglichkeiten. 

(87)  Da, wie in Erwägungsgrund 63 ausgeführt, zwei der drei in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen 
miteinander verbunden sind, werden die Daten in Tabelle 5 in indexierter Form angegeben, um die Vertraulichkeit 
geschäftssensibler Daten gemäß Artikel 19 der Grundverordnung zu wahren. 

4.5.2. Makroökonomische Indikatoren 

4.5.2.1. Produkt i on,  P roduk t io nska pazi tät  und Kapazi tätsaus las tung in  der  Union 

(88) Tabelle 5 zeigt die Entwicklung der Gesamtproduktion der Union, die Produktionskapazität und die Kapazitäts­
auslastung im Bezugszeitraum: 

Tabelle 5 

Produktion, Produktionskapazität und Kapazitätsauslastung für HM in der Union  

2014 2015 2016 UZÜ 

Produktion, Index (2014 = 100) 100 97 102 102 

Produktionskapazität, Index (2014 = 100) 100 100 100 100 

Kapazitätsauslastung, Index (2014 = 100) 100 97 102 102 

Quelle: Antragsteller, Informationen aus der Zeit vor der Verfahrenseinleitung und überprüfte Fragebogenantworten.  

(89)  Die Gesamtproduktionsmenge der Union nahm im Bezugszeitraum nur geringfügig zu und erreichte während des 
Untersuchungszeitraums der Überprüfung ein um 2 % höheres Niveau. 

(90)  Die Produktionskapazität der Union blieb im Bezugszeitraum konstant. 
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(91)  Dementsprechend entwickelte sich die Kapazitätsauslastung in der Union über den Bezugszeitraum in gleicher 
Weise wie die Produktionsmenge. Insgesamt nahm die Kapazitätsauslastung im Bezugszeitraum infolge des 2 % 
igen Anstiegs der Produktionsmenge auch um 2 % zu. 

4.5.2.2. Ve rk au fs m enge  und Mar k ta nte i l  der  Union 

(92)  Die Verkaufsmenge und der Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Union entwickelten sich im Bezugszeitraum 
wie in Tabelle 6 angegeben: 

Tabelle 6 

HM-Verkaufsmenge und -Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Union  

2014 2015 2016 UZÜ 

Verkaufsmenge, Index (2014 = 100) 100 91 95 91 

Marktanteil 91,9 % 92,3 % 94,3 % 93,6 % 

Index (2014 = 100) 100 100 103 102 

Quelle: Antragsteller, Informationen aus der Zeit vor der Verfahrenseinleitung und überprüfte Fragebogenantworten.  

(93)  Während die Produktionsmenge der Unionshersteller, wie in Tabelle 5 angegeben, relativ stabil blieb, ging die 
Verkaufsmenge der Unionshersteller auf dem Unionsmarkt im Bezugszeitraum um 9 % zurück. Dennoch nahm 
der Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Union um 2 % zu, was vor allem auf den rückläufigen 
Unionsverbrauch und den Rückgang der Einfuhren aus der VR China zurückzuführen ist. 

4.5.2.3. Wac hst um 

(94)  Die Produktion des Wirtschaftszweigs der Union nahm im Bezugszeitraum um 2 % zu, während sich der 
Unionsverbrauch, wie in den Erwägungsgründen 70 und 93 ausgeführt, um 11 % verringerte und die 
Verkaufsmenge des Wirtschaftszweigs der Union auf dem Unionsmarkt um 9 % zurückging. Der Anstieg der 
Produktion ist durch die Zunahme der Ausfuhrverkäufe der Unionshersteller zu erklären. 

4.5.2.4. Be sch äf t i gung und P r od u k t iv i tä t  

(95)  Beschäftigung und Produktivität entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt: 

Tabelle 7 

Beschäftigung und Produktivität bei den HM-Herstellern der Union  

2014 2015 2016 UZÜ 

Zahl der Beschäftigten, Index (2014 = 100) 100 97 99 102 

Produktivität, Index (2014 = 100) 100 101 103 100 

Quelle: Antragsteller, Informationen aus der Zeit vor der Verfahrenseinleitung und überprüfte Fragebogenantworten.  

(96)  Die Zahl der Beschäftigten im Wirtschaftszweig der Union nahm im Bezugszeitraum leicht, um 2 %, zu; die 
Produktivität blieb konstant. 

4.5.2.5. Hö he  d er  Dump ingspa n ne  und Erholung von f rüherem D umping  

(97)  Wie in Erwägungsgrund 31 erläutert, war es nicht möglich, eine Feststellung zum Vorliegen von Dumping zu 
treffen. Die Untersuchung konzentrierte sich daher auf die Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens des 
Dumpings im Falle einer Aufhebung der Maßnahmen. 

(98)  In der vorausgegangenen Auslaufüberprüfung zeigte der Wirtschaftszweig der Union Anzeichen einer Erholung 
von den Auswirkungen des früheren Dumpings. Im Bezugszeitraum der laufenden Untersuchung setzte sich der 
Erholungsprozess fort, wie die positive Entwicklung der wichtigsten Schadensindikatoren für den Wirtschafts­
zweig der Union zeigt. Darüber hinaus wurde die geringere Nachfrage auf dem Unionsmarkt, in deren Folge der 
Verbrauch im Bezugszeitraum um 11 % zurückging (siehe Tabelle 1), durch eine Zunahme der Ausfuhrverkäufe 
ausgeglichen, wie in Erwägungsgrund 94 dargelegt. 
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4.5.3. Mikroökonomische Indikatoren 

4.5.3.1. P re ise  un d d i e  Pre i se  bee inf lussende  Faktoren  

(99)  Die durchschnittlichen Verkaufspreise des Wirtschaftszweigs der Union bei Verkäufen an unabhängige Abnehmer 
in der Union entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt: 

Tabelle 8 

Durchschnittliche Verkaufspreise und Stückkosten in der Union  

2014 2015 2016 UZÜ 

Durchschnittlicher Verkaufspreis je Einheit in der Union, In­
dex (2014 = 100) 100 97 96 95 

Produktionsstückkosten in der Union, Index (2014 = 100) 100 97 93 96 

Quelle: Überprüfte Fragebogenantworten.  

(100)  Der durchschnittliche Stückverkaufspreis des Wirtschaftszweigs der Union bei Verkäufen an unabhängige 
Abnehmer in der Union sank im Bezugszeitraum um 5 %. 

(101)  Im selben Zeitraum sanken die durchschnittlichen Produktionsstückkosten um 4 %. 

4.5.3.2. Arb ei t skosten  

(102)  Die durchschnittlichen Arbeitskosten der Unionshersteller entwickelten sich im Bezugszeitraum wie in Tabelle 9 
dargestellt: 

Tabelle 9 

Durchschnittliche Arbeitskosten je Beschäftigten bei HM-Herstellern der Union  

2014 2015 2016 UZÜ 

Durchschnittliche Arbeitskosten je Beschäftigten, Index 
(2014 = 100) 100 99 102 104 

Quelle: Überprüfte Fragebogenantworten.  

(103)  Insgesamt erhöhten sich die durchschnittlichen Arbeitskosten des Wirtschaftszweigs der Union im 
Bezugszeitraum um 4 %. 

4.5.3.3. Lagerb estände  

(104)  Die Lagerbestände der Unionshersteller entwickelten sich im Bezugszeitraum wie in Tabelle 10 dargestellt: 

Tabelle 10 

HM-Lagerbestände des Wirtschaftszweigs der Union  

2014 2015 2016 UZÜ 

Schlussbestände, Index (2014 = 100) 100 109 111 185 

Schlussbestände als Prozentsatz der Produktion 7,4 % 8,3 % 8,1 % 13,5 % 

Index (2014 = 100) 100 112 108 182 

Quelle: Überprüfte Fragebogenantworten.  

(105)  Die Lagerbestände erhöhten sich bis 2016 um 8 % und über den Bezugszeitraum hinweg um 82 %. Dieser starke 
Anstieg am Ende des Bezugszeitraums wurde vom Wirtschaftszweig der Union als saisonbedingter Verkaufseffekt 
erklärt, der nur deshalb auftrete, weil der Untersuchungszeitraum der Überprüfung im Juli endet, da die 
Verkaufsspitzen für HM üblicherweise im Dezember lägen, während die Produktion über das Jahr hinweg 
konstant sei. 
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4.5.3.4. Rentabi l i tä t ,  Cashf l ow,  Invest i t ionen,  Kapi ta l rendi te  und Kap i t a lbeschaf fun gsm ö g­
l ichkei ten  

(106)  Rentabilität, Cashflow, Investitionen und Kapitalrendite des Wirtschaftszweigs der Union entwickelten sich im 
Bezugszeitraum wie folgt: 

Tabelle 11 

Rentabilität, Cashflow, Investitionen und Kapitalrendite  

2014 2015 2016 UZÜ 

Rentabilität der Gesamtverkäufe an unabhängige Abnehmer 
in der Union, Index (2014 = 100) 100 105 134 90 

Cashflow, Index (2014 = 100) 100 107 120 42 

Investitionen, Index (2014 = 100) 100 87 91 103 

Kapitalrendite 42 % 47 % 63 % 36 % 

Index (2014 = 100) 100 113 151 87 

Quelle: Überprüfte Fragebogenantworten.  

(107)  Die Rentabilität des Wirtschaftszweigs der Union steigerte sich in den ersten beiden Jahren um 34 % und nahm 
während des Untersuchungszeitraums der Überprüfung stark ab. Sie sank im Bezugszeitraum insgesamt um 
10 %, hielt sich jedoch über der in der vorausgegangenen Auslaufüberprüfung angestrebten Gewinnspanne von 
5 %. 

(108)  Er nahm von 2014 bis 2016 um 20 % zu und war im Untersuchungszeitraum der Überprüfung stark rückläufig. 
Insgesamt nahm er im Bezugszeitraum um 58 % ab. 

(109)  Die Investitionen des Wirtschaftszweigs der Union in die Produktion der gleichartigen Ware gingen im Jahr 2015 
um 13 % zurück, nahmen 2016 mit einem Anstieg um 4 % wieder leicht zu und erhöhten sich im 
Untersuchungszeitraum der Überprüfung um weitere 12 %. Dies entspricht einer leichten Zunahme dieser 
Investitionen im Bezugszeitraum um 3 %. 

(110)  Die Kapitalrendite ist ein Maß für die durch eine Investition im Verhältnis zum investierten Betrag generierten 
Gewinne oder Verluste. Sie lag zu Beginn des Bezugszeitraums bei 42 % und nahm in den darauffolgenden zwei 
Jahren bis 2016 um 51 % zu. Zwar ging die Kapitalrendite während des Untersuchungszeitraums der 
Überprüfung auf einen Wert zurück, der niedriger als am Anfang des Bezugszeitraums war, erreichte jedoch 
immer noch 36 %. 

4.5.4. Schlussfolgerung zur Schädigung 

(111)  Die Untersuchung ergab, dass sich der Wirtschaftszweig der Union im Bezugszeitraum aufgrund der geltenden 
Antidumpingzölle weiter von der zuvor erlittenen Schädigung erholen konnte. Schadensindikatoren wie 
Produktion, Kapazitätsauslastung und Marktanteil zeigten übereinstimmend positive Entwicklungen auf und die 
Rentabilität blieb im gesamten Zeitraum über der Zielgewinnspanne. Dadurch war der Wirtschaftszweig der 
Union in der Lage, in produktivitätssteigernde Maßnahmen zu investieren und die Produktionsstückkosten bei 
steigenden durchschnittlichen Arbeitskosten zu senken. 

(112)  HM-Einfuhren aus der VR China wirkten sich im Bezugszeitraum nur begrenzt auf die Lage des Wirtschaftszweigs 
der Union aus. Aufgrund der geltenden Maßnahmen war ihr Marktanteil im gesamten Zeitraum niedrig. Dennoch 
blieben die chinesischen HM-Einfuhren außer im Untersuchungszeitraum der Überprüfung auf dem Unionsmarkt 
präsent, was auf ein anhaltendes Interesse hinweist. 

(113)  Die Kommission gelangt daher zu dem Schluss, dass der Wirtschaftszweig der Union von den geltenden 
Antidumpingmaßnahmen profitiert hat, da er sich weiter von den Auswirkungen des früheren schädlichen 
Dumpings erholte. 

4.6. Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens der Schädigung 

4.6.1. Vorbemerkungen 

(114)  Wie in Erwägungsgrund 31 ausgeführt, war es nicht möglich, eine Feststellung zum Vorliegen von Dumping zu 
treffen. Es wurde jedoch festgestellt, dass ein erneutes Auftreten des Dumpings im Falle einer Aufhebung der 
Antidumpingmaßnahmen wahrscheinlich wäre (siehe Erwägungsgrund 60). 
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(115)  Aus diesem Grund untersuchte die Kommission im Einklang mit Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung, ob 
eine bedeutende Schädigung im Falle einer Aufhebung der Maßnahmen gegenüber der VR China erneut auftreten 
würde. 

(116)  Um die Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens der Schädigung zu ermitteln, wurden folgende Elemente 
analysiert: i) die Produktionskapazität und die Kapazitätsreserven in der VR China, ii) mögliche Preisniveaus der 
chinesischen Einfuhren im Falle einer Aufhebung der Maßnahmen, iii) das Verhalten der chinesischen 
ausführenden Hersteller bei Ausfuhren in andere Drittländer, iv) die Attraktivität des Unionsmarkts und v) die 
Auswirkungen der chinesischen Einfuhren auf die Lage des Wirtschaftszweigs der Union im Falle einer 
Aufhebung der Maßnahmen. 

4.6.1.1. Prod ukt i on sk ap az i t ä t  u nd  Kap azi tätsreser ven in  der  VR Chin a  

(117)  Wie in den Erwägungsgründen 52 und 53 dargelegt, haben die Hersteller in der VR China eine erhebliche 
Produktionskapazität und infolgedessen Kapazitätsreserven, die den Gesamtverbrauch in der Union im 
Untersuchungszeitraum der Überprüfung deutlich übersteigen. 

(118)  Zudem gab es keine Hinweise darauf, dass die Inlandsnachfrage nach HM in der VR China oder in einem anderen 
Drittlandsmarkt in naher Zukunft erheblich ansteigen würde. Angesichts des rückläufigen HM-Verbrauchs in der 
Union im Bezugszeitraum gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass die Inlandsnachfrage in China oder in 
anderen Drittlandsmärkten die verfügbaren Kapazitätsreserven nicht aufnehmen kann. 

4.6.1.2. Mögl iche  Pre i snive au s  ch in es ischer  E infuhren  

(119)  Wie in Erwägungsgrund 47 ausgeführt, arbeitete keiner der ausführenden Hersteller in China bei der 
Untersuchung mit. Aus diesem Grund wurden die im Überprüfungsantrag enthaltenen Preise der Ausfuhren der 
VR China in Drittländer als angemessenste Grundlage für mögliche Preisniveaus der chinesischen Einfuhren 
betrachtet. 

(120)  Die Preisniveaus dieser Ausfuhren wurden auch als vertretbare Schätzung für mögliche künftige Preisniveaus der 
Ausfuhren in die Union im Falle einer Aufhebung der Maßnahmen angesehen. 

(121)  Wie in den Erwägungsgründen 42 und 48 erläutert, lagen die Preise chinesischer Ausfuhren in Drittländer im 
Untersuchungszeitraum der Überprüfung zwischen 22,1 % und 32,2 % unter den Preisen des Wirtschaftszweigs 
der Union. Desgleichen lagen die Unterbietungsspannen zwischen 8,9 % und 17,8 %. 

(122)  Vor diesem Hintergrund wird die Schlussfolgerung gezogen, dass Einfuhren aus der VR China im Falle einer 
Aufhebung der Antidumpingmaßnahmen sehr wahrscheinlich einen hohen Preisdruck auf den Wirtschaftszweig 
der Union ausüben werden. 

4.6.1.3. Att r akt iv i t ä t  des  U nion s m arkts  

(123)  Wie in den Erwägungsgründen 55 bis 57 ausgeführt, ist der Unionsmarkt der größte Binnenmarkt für HM und 
bietet darüber hinaus attraktive Preise für die chinesischen Hersteller. Es gibt keine anderen großen 
Ausfuhrmärkte, die die chinesischen Überkapazitäten aufnehmen könnten, da HM nur auf wenigen Märkten 
verwendet werden. Diese Gründe bilden für chinesische ausführende Hersteller einen hohen Anreiz, ihre 
Ausfuhren in die Union umzulenken, wo sie höhere Preise erzielen und dabei die Verkaufspreise des 
Wirtschaftszweigs der Union immer noch deutlich unterbieten könnten. Außerdem hätten sie einen Anreiz, 
zumindest einen Teil ihrer Kapazitätsreserven zu niedrigen Preisen in den Unionsmarkt auszuführen. 

(124)  Somit wird der Schluss gezogen, dass die ausführenden Hersteller der VR China im Falle einer Aufhebung der 
Antidumpingmaßnahmen das Potenzial und den Anreiz haben, die Menge ihrer HM-Ausfuhren in die Union zu 
gedumpten Preisen erheblich zu steigern und die Preise des Wirtschaftszweigs der Union deutlich zu unterbieten. 

4.6.2. Auswirkungen auf den Wirtschaftszweig der Union 

(125)  Ein Anstieg der Niedrigpreiseinfuhren würde auf dem preisempfindlichen Unionsmarkt erheblichen Preisdruck 
erzeugen. Sofern von dem Szenario ausgegangen wird, dass der Wirtschaftszweig der Union sein derzeitiges 
Preisniveau nicht verändert, wird er seine Verkaufsmenge und seinen Marktanteil gegenüber den Niedrigpreisein­
fuhren aus China nicht aufrechterhalten können. Höchstwahrscheinlich würde der chinesische Marktanteil im 
Falle einer Aufhebung der Maßnahmen schnell ansteigen. Dies würde sehr wahrscheinlich zulasten des 
Wirtschaftszweigs der Union gehen. Der Verlust von Verkaufsmengen würde zu einer niedrigeren Auslastung und 
einem Anstieg der durchschnittlichen Produktionskosten führen. Dies würde dazu führen, dass sich die finanzielle 
Lage des Wirtschaftszweigs der Union verschlechtert und dass seine Rentabilität sinkt, die im Bezugszeitraum 
zwar über der Zielgewinnspanne lag, aber dennoch zwischen 2016 und dem Untersuchungszeitraum der 
Überprüfung um mehr als 40 % gesunken ist. Bei diesem Szenario würde jeder Kostenanstieg dazu führen, dass 
die Rentabilität innerhalb kurzer Zeit unter die Zielgewinnspanne fällt, was die bisherigen Erholungsbemühungen 
des Wirtschaftszweigs der Union, der bis jetzt das zur Erhaltung seiner Wettbewerbsfähigkeit erforderliche 
Investitionsniveau noch aufrechterhalten konnte, zunichtemachen würde. 
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(126)  Sollte der Wirtschaftszweig der Union sein Preisniveau jedoch in dem Bestreben senken, seine Verkaufsmenge 
und seinen Marktanteil zu halten, würde sich seine finanzielle Lage fast sofort verschlechtern. Wenn der Wirt­
schaftszweig der Union seine Verkaufspreise auf dem Unionsmarkt um 8,9 % — die untere Grenze der 
festgestellten Unterbietungsspanne (siehe Erwägungsgrund 121) — senken müsste, um sie an die Preise der 
eingeführten chinesischen Waren anzupassen, würde er sofort in die Verlustzone geraten. 

(127)  Auch bei diesem Szenario hätte das Außerkrafttreten der Maßnahmen wahrscheinlich direkte negative 
Auswirkungen auf den Wirtschaftszweig der Union, da es unmittelbar zu einer Verlustsituation führen würde. 
Mittelfristig wäre diese Situation nicht tragfähig und würde zur Schließung von Produktionsstätten und letztlich 
zum Verschwinden des Wirtschaftszweigs der Union führen. Es ist anzumerken, dass sich die Zahl der Unionsher­
steller bereits im Bezugszeitraum von sechs auf drei verringert hat. 

(128)  Somit wird der Schluss gezogen, dass die Aufhebung der geltenden Maßnahmen mit großer Wahrscheinlichkeit 
zu einem erneuten Auftreten der Schädigung durch chinesische Einfuhren von HM führen würde und dass sich 
die wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der Union wahrscheinlich verschlechtern würde, was zu einer 
bedeutenden Schädigung führen würde. 

(129)  Die Tatsache, dass die Einfuhren von HM aus der VR China derzeit in deutlich geringeren Mengen auf den 
Unionsmarkt gelangen als vor der Einführung der Maßnahmen, zeigt, dass mithilfe der geltenden 
Antidumpingzölle wieder unverzerrte Wettbewerbsbedingungen zwischen den chinesischen Ausführern der 
überprüften Ware und dem Wirtschaftszweig der Union hergestellt werden konnten. Wie jedoch in den 
Erwägungsgründen 128 und 130 dargelegt, gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass ein Außerkrafttreten 
der Maßnahmen sehr wahrscheinlich zu einem erneuten Auftreten der Schädigung führen würde. 

4.6.3. Schlussfolgerung 

(130)  Die Kommission gelangt zu dem Schluss, dass eine Aufhebung der Maßnahmen sehr wahrscheinlich einen 
deutlichen Anstieg gedumpter Einfuhren von HM aus der VR China zu Preisen, die die Preise des 
Wirtschaftszweigs der Union unterbieten, zur Folge hätte und dazu führen würde, dass die Schädigung, die der 
Wirtschaftszweig der Union zum Zeitpunkt der erstmaligen Einführung der Maßnahmen erlitten hatte, erneut 
auftritt. Die Tragfähigkeit des Wirtschaftszweigs der Union wäre daher ernsthaft gefährdet. 

5. INTERESSE DER UNION 

(131)  Nach Artikel 21 der Grundverordnung prüfte die Kommission, ob eine Aufrechterhaltung der bestehenden 
Antidumpingmaßnahmen dem Interesse der Union insgesamt zuwiderlaufen würde. Bei der Ermittlung des 
Unionsinteresses wurden die Interessen aller Beteiligten berücksichtigt, einschließlich der Interessen des 
Wirtschaftszweigs der Union, der Einführer und der Verwender. 

(132)  Alle interessierten Parteien erhielten nach Artikel 21 Absatz 2 der Grundverordnung Gelegenheit, ihren 
Standpunkt darzulegen. 

(133)  Bekanntlich wurde in der vorausgegangenen Auslaufüberprüfung die Auffassung vertreten, dass die Einführung 
von Maßnahmen dem Unionsinteresse nicht zuwiderlaufen würde. Da es sich bei dieser Untersuchung zudem um 
eine Auslaufüberprüfung handelt und daher eine Situation analysiert wird, in der bereits Antidumping­
maßnahmen in Kraft sind, kann beurteilt werden, ob die geltenden Antidumpingmaßnahmen die betroffenen 
Parteien unverhältnismäßig stark beeinträchtigt haben. 

(134)  Auf dieser Grundlage wurde geprüft, ob ungeachtet der Schlussfolgerungen zur Wahrscheinlichkeit eines erneuten 
Auftretens des Dumpings und eines erneuten Auftretens der Schädigung zwingende Gründe dafür sprächen, dass 
die Aufrechterhaltung von Maßnahmen in diesem besonderen Fall nicht im Interesse der Union läge. 

5.1. Interesse des Wirtschaftszweigs der Union 

(135)  Die Untersuchung hat gezeigt, dass eine Aufhebung der Maßnahmen wahrscheinlich erhebliche negative 
Auswirkungen auf den Wirtschaftszweig der Union hätte. Dies hätte für den Wirtschaftszweig der Union 
innerhalb kurzer Zeit einen Rückgang der Rentabilität oder sogar eine Verlustsituation zur Folge, was sich auch 
auf andere Schadensfaktoren wie Produktionsmenge, Kapazitätsauslastung, Investitionen und Beschäftigung 
negativ auswirken würde. Langfristig wäre eine solche Situation nicht tragfähig und würde die Unionshersteller 
dazu zwingen, ihre Geschäftstätigkeiten auf dem Unionsmarkt einzustellen. 

(136)  In der Vergangenheit erwies sich der Wirtschaftszweig der Union als tragfähig, seine wirtschaftlichen und 
finanziellen Ergebnisse waren positiv. In Zeiten, in denen er praktisch nicht mit gedumpten Einfuhren aus China 
konfrontiert war, gelang es ihm, mit einer Gewinnspanne über dem Zielgewinn rentabel zu arbeiten. 

(137)  Daher liegt die Aufrechterhaltung der geltenden Antidumpingmaßnahmen im Interesse des Wirtschaftszweigs der 
Union. 
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5.2. Interesse der Einführer 

(138)  Wie in Erwägungsgrund 16 dargelegt, arbeitete kein Einführer an dieser Untersuchung mit oder stellte die 
erbetenen Informationen bereit. Bekanntlich wurde in den vorausgegangenen Untersuchungen festgestellt, dass die 
Einführung von Maßnahmen gegenüber den Einführern keine nennenswerten Auswirkungen haben würde. Da 
keine anderweitigen Erkenntnisse vorliegen, kann somit bestätigt werden, dass die derzeit geltenden Maßnahmen 
keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die finanzielle Lage der Einführer hatten und eine Fortführung 
der Maßnahmen sie nicht unverhältnismäßig beeinträchtigen würde. 

5.3. Interesse der Verwender 

(139)  Die Einführer von HM sind in der Regel auch Verwender von HM, da sie diese zur Herstellung von Aktenordnern 
einführen. Wie in Erwägungsgrund 15 ausgeführt, wurden in der Einleitungsphase 26 bekannte 
Einführer/Verwender kontaktiert, aber keiner von ihnen beantwortete den Stichprobenfragebogen oder gab eine 
Stellungnahme ab. 

(140)  In den vorausgegangenen Untersuchungen wurde festgestellt, dass die Kosten für HM nur einen sehr geringen 
Anteil des Einzelhandelspreises von Aktenordnern ausmachen, weshalb sich Zölle, wenn überhaupt, nur 
unwesentlich auswirken würden. 

(141)  Darüber hinaus zeigte die Untersuchung, dass der Wirtschaftszweig der Union ohne Maßnahmen gegen gedumpte 
Einfuhren wahrscheinlich den Großteil seiner Marktpräsenz verlieren würde und längerfristig sogar verschwinden 
könnte. Die sichere Folge wäre, dass die Hersteller von Aktenordnern von Einfuhren abhängig wären und sich der 
Wettbewerb auf dem Unionsmarkt stark verringern würde. 

(142)  Vor diesem Hintergrund kann der Schluss gezogen werden, dass Maßnahmen für HM dem Gesamtinteresse der 
Union nicht zuwiderlaufen. 

5.4. Schlussfolgerung zum Unionsinteresse 

(143)  Die Kommission gelangt somit zu dem Schluss, dass im Hinblick auf das Unionsinteresse keine zwingenden 
Gründe gegen die Aufrechterhaltung der endgültigen Antidumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren von HM 
mit Ursprung in der VR China sprechen. 

6. ANTIDUMPINGMAẞNAHMEN 

6.1. Maßnahmen 

(144)  Die Kommission unterrichtete alle interessierten Parteien über die wesentlichen Tatsachen und Erwägungen, auf 
deren Grundlage die Aufrechterhaltung der geltenden Antidumpingmaßnahmen gegenüber Einfuhren von HM mit 
Ursprung in der VR China empfohlen werden sollte. Ihnen wurde ferner nach dieser Unterrichtung eine Frist zur 
Stellungnahme eingeräumt. Es gingen aber keine Stellungnahmen ein. 

(145)  Angesichts der jüngsten Rechtsprechung des Gerichtshofs (1) ist es angemessen vorzusehen, welcher 
Säumniszinssatz im Falle einer Erstattung endgültiger Zölle zu zahlen ist, denn die geltenden einschlägigen 
Zollvorschriften enthalten keinen solchen Zinssatz; die Anwendung nationaler Vorschriften würde zudem zu 
unstatthaften Verzerrungen unter den Wirtschaftsakteuren führen, je nachdem, welcher Mitgliedstaat für die 
Zollanmeldung gewählt wird. 

(146)  Der nach Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/1036 eingesetzte Ausschuss hat keine Stellungnahme 
zu den in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen abgegeben — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Auf die Einfuhren von Hebelmechaniken, die derzeit unter dem KN-Code ex 8305 10 00 
(TARIC-Code 8305 10 00 50) eingereiht werden und ihren Ursprung in der Volksrepublik China haben, wird ein 
endgültiger Antidumpingzoll eingeführt. 

(2) Für die in Absatz 1 beschriebenen und von den nachstehend aufgeführten Unternehmen hergestellten Waren 
gelten folgende endgültige Antidumpingzollsätze auf den Nettopreis frei Grenze der Union, unverzollt: 

Hersteller Antidumpingzoll TARIC-Zusatzcode 

DongGuan Humen Nanzha World Wide Stationery Mfg. Co., Ltd, 27,1 % A729 

Alle übrigen Unternehmen 47,4 % A999  
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(1) Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 18. Januar 2017, Rechtssache C-365/15, Wortmann/Hauptzollamt Bielefeld, 
EU:C:2017:19, Rn. 35 bis 39. 



Artikel 2 

(1) Sofern nichts anderes bestimmt ist, finden die geltenden einschlägigen Zollvorschriften Anwendung. 

(2) Im Falle einer Erstattung, die zu einem Anspruch auf die Zahlung von Verzugszinsen führt, wird für den zu 
zahlenden Säumniszins der von der Europäischen Zentralbank für ihre Hauptrefinanzierungsgeschäfte zugrunde gelegte, 
am ersten Kalendertag des Fälligkeitsmonats geltende, im Amtsblatt der Europäischen Union, Reihe C, veröffentlichte 
Zinssatz zuzüglich 1 Prozentpunkt angewandt. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 8. November 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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